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Xl V. Gei!et.zgebung::p<:riode 

DRINGLICHE ANFRAGE 
=====~==========~= 

:., . 

der Abgeordne ten Dr. IWHLM.4IER~ D1? Sc hVJimmer ~ lh? Hubine k 

und Genossen 

an den Bundesmiwz:ster fi~r sozia7.e Verwaltung 

betreffend die Anrechnung von Zeiten de'1' K1:ndel?erziehung als 

Ersatzzeiten in der Penaionsversicherung 

Se~t den Beratungen Uber die 29. ASVG-NoveZle hat sich die ~VP 

für die Anrechnung Von Zeiten deI' Kindererziehung im AusmaI3 

von 3 Jahren aZs Ersatzzeiten in der Pensionsversicherung 

ausgesprochen. SoziaZminiate~ Hauser hat sich in mehreren 

Anfragebean twortungen gegen dies en Vorsch lag gewandt ~ "tuei l 

diese Maßnahme eine ZurUckdrangung des Versicherungsprinzips 

zulasten der Riskengemeinschaft und der Allgemeinheit bedeute". 

Zugleich kam Hauser aber nicht umhin zuzugeben~ daß "das 

Wesen von Ersatzzeiten darin Ziegt 3 daß aus sozialen Erwagungen 

Gesichtspunkte des Versicherungsprinzips eingeschrankt werden". 

Schon jetzt werden Zeiten 3.B. der AusbiZdung~ des KarenaJahreB~ 

der Arbeitslosigkeit und des Prasenz- baw. Zivildienstes als 

Ersata3eiten~ also beitragsfrei~ angerechnet. 

Sowohl die Sozialistische Bundesfrauenkonferenz als auch der 

8. Bundeskongreß des ijGB haben di~ Forderung nach Anrechnung von 

Ersatzzeiten fUr Zeiten der Kindererziehung einstimmig verab­

schiedet. Auch der Jetzige SoziaZminister Dr. Weißenberg hat 

sich bei seinem Amtsantritt eindeutig positiv zu diesem Thema 

ausgesprochen. 

c' .- iJ. -
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Im Marz 19?6 hat die OVF ~urch die Abgeordneten Dr. Hubinek~ 

Dr. Schwimmer 3 Wieser~ Dr. Kohlmaier, Dr. Hauser und Dr. Leitner 

einen diesbezUglichen Antrag im Parlament eingebracht. In der 

Begründung wiAl?de un ter andel'em ausgeführt: 

"Etwa 1,4 Millionen berufstatige Frauen tragen in ~sterreich durch 

ihre aktiven Leistungen Dowoht im wirtschaftlichen als auch im 

famiZi~ren Bereich, also in doppelter Weise; zum Wohlstand unseres 

Landes bei. Diese Frauen sind einer DoppeZbelastung durch Beruf 

und FamiZie ausgesetzt. Diese DoppeZbeZastung ist dann am gr8ßten, 

wenn ein Kleinkind zu versorgen ist. 

Wenn sich nun die Mutter ganz der Erziehung und Betreuung des 

Kindes widmet, so bedeu'l;et das nicht n7J..r Verzicht auf e'z:n höheres 

FamiZieneinkommen, sondern auch die Unterbrechung der BerufsZaufbahn 

sowie den Verlust wertvolZer Jahre für eine eigene ausreichende 

AZtersversorgung. Um jenen weiblichen Dienstnehmern, die sich 

entschließen, ihre Berufstatigkeit zu unterbreahen J um ~ich auch 

nach dp,m Karenzjahr der PfLege und Err!.'{ehung de8 Kindes zu 

w1:dmen, ke'inen Nachteil in ihren soziaZversicherungsrechtl,ichen 

Anwartschaften erleiden zu lassen, solZten zunachst die ersten 

dl>e1: .lahre, wähY'end ein Kleinkind aufgezogen wird., als Ersatzzeiten 

in der AZtersversorgung berücksichtigt werden." 

Im Widerspruch zu ihren eigenen Beschlüssen und Xußerungen hat 

die sozialistische Mehrheit diesen Ant~ag am 13.12.19?6 im PZenum 

des National~ates abgelehnt. 

Zuletzt hat Sozialminister Dr. Weißenbera dieses Them~ wieder 
'" 

aufgeg:t'1:ffen. Im Rahmen eine!> Pressekonferenz sprach er von einer' 

"Mög Zl-chke i t e1.:ner begüns tigten, frG1:zJi Z ligen Se ZbstversicheI'ung 

der Muttep, die bis 8ur Vollendung des J. Lebenajahres ihres 

Kindes zu Hause bZeibt". (SoziaZistische Korrespondenz v. 5.4.1978). 
l' • .. ß "1' h . 
u~ese Au~erung re~at s~c Ln eine Folge von öffentlichen Aussagen, 

b . d 1 C' • ~ • • t . ..:J .. • -1' ., 
e~ enen aer üo:;'u~ I,nnn~s .. er unu .. e'l:'SprU0iH·'L cne, unk Zar'e oder 

B()f7.St unbef'piedigende A'ulJe'i:'ungen abgab. 
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Hier muß auch a~f seine nachher teilweise wieder zurückgezogenen 

VorschZäge zur Schaffung 7)On Arbeitsplätzen einmal dU1'C~h eine 

generelZe Arbeit8zeitverkürzung~ dann wieder durch Früh­

pen8ionierungen~ verwiesen werden. 

Besonders peinZich für den SoziaZminister ist die jetzt entfachte 

Diskussion über die RezeptgebUh?enerh8hung. Ex-KZubobmann Uhlir, 

der Präsident des Sozialistischen Rentner- und Pensionistenverbandes, 

machte den T1orl,ju,1'f., daß er in der Partei das l'er::rtändn1:s für die 

ProbZems der Alten vermißt habe. Die Diskussion gipfeZte 

schZießlich im Einaeständnis der Inkompetenz: Zur Zeit der 
" 

Regelung habe man ihre Tragweite nicht ganz evkannt, erklärte 

Dr. Weißenberg. Trotzdem haben die Sozialisten einen OVP-Antrag 

auf Befreiung von MehrkinderfamiZien und chronisch Kranken von 

der RezeptgebUhr abgelehnt. 

Die geschilderten VorfäZle la~sen es erklärlich erscheinen, daß 

den SoziaZisten zum jetzigen Zeitpunkt eine SoziaZdebatte nicht 

gerade gelegen käme. Nur so ist es nämlich zu deuten, daß sie 

für den Bericht über die soziale &age 1975 ·in der Vorwoche 

die Einsetzung eines UnterausschuBses verlangt habRn, obwohl 

der Sozialminister selbst festgestellt hatte, daß dieser Bericht 

ohnedies nur mehr Archiv- und Dokumentationswert hätte. Nachdem 

die UVP den Antrag stelZte, den Bericht zur Kenntnis zu nehmen, 

rUckten die Sozialisten von der Einsetzung eines Unterausschusses 

wieder ab, beschlossen aber eine Vertagung. 

Mit ihren beiden familienfreundZiehen Anträgen zum Problem 

Ersatzzeiten und zum Problem KarenzgeZd fUr Selbstandigi und 

Bäuer~l:-nlHm hat d-i e tJVP k Zell.' Ste Z lung bezogen. 

Die sozialistische Regierungsmehrheit hat dies im FalZe der 

Anrechnung ~on Zeiten der Kindereraiehung als Ersatzzeiten in der 
.,..,' . h . h' t . ~ens~onBver8~C .crung n~c t ge an 3 B~e sprioht immer nur von 

FamilienpoZitik, ohne Taten folgen zu Lassen. 
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Die unterzeichneten Abgeordneten richten daher an den Herrn 

Bundesminister rUr soziale Verwaltung folgende 

A n fra g e : 

Welche BeweggrUnde sind dafUr ausschlaggebend~ daß Sie Ihren' 

eigenen AnkUndigungen zufolge~ in der 33. ASVG-NoveZleund den 

entsprechenden Novellen des GSPVG und des B-PVG keine echte 

E1"satzzeitenregelung fUr zwei ü.,eitere Jahre Kindererziehung im 

AnschZuß an das Karenzjahr beitY'agsfrei vorsehen wollen ? 

In formeller Hinsicht wird beantragt~ diese Anfrage gem. § 93 

deF Geachaftsordnung dringlich zu behandeln und dem Erstunter­

zeichneten die Gelegenheit zur BegrUndung zu geben. 
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